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ANDREAS KLEY 
Art. 142 
1 Die Vorlagen, die dem Volk zur Abstimmung unterbreitet werden, sind ange-
nommen, wenn die Mehrheit der Stimmenden sich dafür ausspricht. 
2 Die Vorlagen, die Volk und Ständen zur Abstimmung unterbreitet werden, sind 
angenommen, wenn die Mehrheit der Stimmenden und die Mehrheit der Stände 
sich dafür aussprechen. 
3 Das Ergebnis der Volksabstimmung im Kanton gilt als dessen Standesstimme. 
4 Die Kantone Obwalden, Nidwalden, Basel-Stadt, Basel-Landschaft, Appenzell 
Ausserrhoden und Appenzell Innerrhoden haben je eine halbe Standesstimme. 
1 Les actes soumis au vote du peuple sont acceptés à la majorité des votants. 
2 Les actes soumis au vote du peuple et des cantons sont acceptés lorsque la majorité des 
votants et la majorité des cantons les approuvent. 
3 Le résultat du vote populaire dans un canton représente la voix de celui-ci. 
4 Les cantons d’Obwald, de Nidwald, de Bâle-Ville, de Bâle-Campagne, d’Appenzell Rho-
des-Extérieures et d’Appenzell Rhodes-Intérieures comptent chacun pour une demi-voix. 
1 I testi sottoposti al voto del Popolo sono accettati se approvati dalla maggioranza dei 
votanti. 
2 I testi sottoposti al voto del Popolo e dei Cantoni sono accettati se approvati dalla mag-
gioranza dei votanti e dalla maggioranza dei Cantoni. 
3 L’esito della votazione popolare nel Cantone vale come voto del Cantone. 
4 I Cantoni di Obvaldo, Nidvaldo, Basilea Città, Basilea Campagna, Appenzello Esterno e 
Appenzello Interno dispongono di un mezzo voto ciascuno. 
Materialien:  Erläuterungen zu VE 95, 145 f.; Botsch. VE 96, 367; AB N Verfassungsre- 
form 55 f.; AB S Verfassungsreform 121. 
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I. Entstehungsgeschichte 
Abs. 1 betreffend Volksabstimmungen war in der aBV nicht ausdrücklich enthal-
ten; dessen Gehalt liess sich aus Art. 123 Abs. 1 aBV betreffend Verfassungsre-
visionen erschliessen. Abs. 2 betreffend Abstimmungen von Volk und Ständen 
war hinsichtlich der Verfassungsreferenden bereits in Art. 123 Abs. 1 aBV gere-
gelt. Abs. 3 ist lediglich eine sprachlich überarbeitete Version des Art. 123 Abs. 3 
aBV. Abs. 4 betreffend die halben Standesstimmen übernimmt direkt Art. 123 
Abs. 2 aBV, wobei die neue Verfassung den Begriff Halbkanton nicht mehr ver-
wendet und deshalb die darunter fallenden Kantone aufzählen muss (so auch in 
Art. 150 Abs. 2 betreffend die Ständeräte). Art. 142 entspricht mit einer einzigen 
Ausnahme dem Art. 132 VE 96: Der Ausdruck «dem Volk zur Abstimmung vor-
gelegt» wurde durch «unterbreitet» ersetzt. 
II. Mehrheit der Stimmenden (Abs. 1) 
Abs. 1, der für Sachabstimmungen gilt, wird durch Art. 13 Abs. 1 BPR präzi-
siert. Danach fallen die leeren und ungültigen Stimmen bei der Ermittlung des 
Abstimmungsergebnisses ausser Betracht. Das ist sachgerecht, ansonsten wür-
den sich diese als Nein-Stimmen auswirken.  
Abs. 1 kommt bei obligatorischen und fakultativen Abstimmungen zur Anwen-
dung. Gemäss Art. 140 Abs. 2 ist bei den nachstehend aufgeführten obligatori-
schen Abstimmungen bloss eine zustimmende Mehrheit des Volkes nötig: 
– über die Initiative auf Durchführung einer Totalrevision der BV (Art. 138 
Abs. 2); 
– über die Verfassungsinitiative auf Teilrevision der Verfassung in der Form der 
allgemeinen Anregung, wenn die BVers damit nicht einverstanden ist 
(Art. 139 Abs. 4 [alt]) bzw., nachdem die BVers die Volksrechtsreform voll-
ständig (vgl. Ziff. I BB Inkrafttreten Volksrechtsreform) in Kraft gesetzt ha-
ben wird, die Gesetzesvorlage samt Gegenentwurf zu einer allgemeinen 
Volksinitiative (Art. 139a Abs. 4 [Volksrechtsreform]) sowie die von der 
BVers abgelehnten allgemeinen Volksinitiativen (Art. 139 Abs. 5 [Volks-
rechtsreform]); 
– und über die Frage, ob eine Totalrevision der BV durchzuführen ist, bei Un-
einigkeit der beiden Räte (Art. 193 Abs. 2). 
Ferner ist nur das blosse Volksmehr in den Fällen der fakultativen Referendums-
abstimmungen des Art. 141 erforderlich. 
1 
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Nach der Regelung des Abs. 1 bestehen bei den Sachabstimmungen des Bundes 
keine Mindestquoren einer Stimmbeteiligung, da nur die «Mehrheit der Stim-
menden» massgeblich ist. Jede korrekt durchgeführte Sachabstimmung ist gül-
tig, selbst in dem Fall, wo die Stimmbeteiligung extrem niedrig ist. Diese Rege-
lung unterscheidet sich beispielsweise von jener in Italien, wo nach Art. 75 der 
italienischen Verfassung mindestens 50 Prozent der Stimmberechtigten an der 
Abstimmung teilnehmen müssen, damit das Abstimmungsergebnis überhaupt 
gültig ist (vgl. AUER/MALINVERNI/HOTTELIER, Droit constitutionnel I, Rz. 612). 
Wer also an der Abstimmung nicht teilnimmt, spricht sich dann gegen das Refe-
rendum aus, wenn die Quote der Nicht-Stimmenden mehr als 50 Prozent beträgt. 
III. Mehrheit der Stimmenden und Mehrheit der Stände 
(Abs. 2) 
Abs. 2 findet auf die obligatorischen Abstimmungen nach Art. 140 Abs. 1 An-
wendung. Für die Ermittlung des Volksmehrs gilt die in Abs. 2 wiederholte ent-
sprechende Regel des Abs. 1 («Mehrheit der Stimmenden»). Für die Eruierung 
des Ständemehrs ist eine Mehrheit von 12 Standesstimmen erforderlich. Bei 
einer Pattsituation von 111/2 zu 111/2 Standesstimmen gilt eine Vorlage als ver-
worfen (vgl. Botsch. VE 96, 367). 
IV. Ermittlung der Standesstimme (Abs. 3) 
1848 hatte die erste BV die Bestimmung der Standesstimme den Kantonen über-
lassen (Art. 114 BV 1848); damit waren Diskrepanzen zwischen Volks- und 
Standesstimme möglich. Die Bestimmung der Standesstimme durch das Volk 
gemäss Art 123 Abs. 3 aBV war eine folgerichtige Demokratisierung, die der 
heutige Abs. 3 fortführt. Das Ergebnis der Volksabstimmung im Kanton ergibt 
weiterhin dessen Standesstimme, wobei im Falle der Stimmengleichheit die 
betreffende Standesstimme als ablehnend bewertet wird (Art. 13 Abs. 2 BPR; 
vgl. zu einer Gemeindeversammlung VwGer TG, Thurgauische Verwaltungs-
rechtspflege 1993, Nr. 5). Im Jahr 1913 hatte bei der angenommenen Vorlage 
über die Bekämpfung von Krankheiten (Änderung der Art. 69 und 31 aBV) im 
Kanton Schwyz Stimmengleichheit mit je 1074 Ja- und Nein-Stimmen ge-
herrscht und der BR hatte Schwyz als «unentschieden» bewertet (BBl 1913 III 
453 f.).  
4 
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V. Halbe und ganze Standesstimmen (Abs. 4) 
Die hier aufgezählten sechs Kantone haben aus historischen Gründen eine halbe, 
die übrigen 20 Kantone je eine ganze Standesstimme. Der Antrag eines Mit-
glieds der Verfassungskommission, die Kantone Basel-Stadt und Basel-Land aus 
der Liste des Abs. 4 zu streichen und so zu «Vollkantonen» aufzuwerten, wurde 
verworfen. Dies insbesondere mit dem Hinweis, dass eine derartige Änderung 
den Rahmen einer Nachführung sprengen würde (vgl. Prot. VK-N Sub 1 vom 
23. April 1997). Der Verfassungsgeber hatte absichtlich den Begriff der Voll- 
und Halbkantone vermieden. Denn die sog. «Halbkantone» und «Vollkantone» 
sind bundesstaatsrechtlich völlig gleich zu behandeln. Der Unterschied zwischen 
den aufgezählten und den übrigen Kantonen besteht einzig darin, dass die Erste-
ren bloss ein Mitglied in den StR entsenden (Art. 150 Abs. 2) und nur eine halbe 
Standesstimme haben. Der Verfassungsgeber verstand den Begriff «Halbkanton» 
als abwertend und nicht mehr sachgerecht, da auch diese Kantone eine vollstän-
dige Staatsorganisation haben und wie die andern Kantone das Bundesrecht 
vollziehen und ihre eigenen Aufgaben wahrnehmen (vgl. AB N Verfassungsre-
form 55 f.; im StR erfolgte keinerlei Diskussion, AB S Verfassungsreform 121). 
VI. Kollisionen zwischen Volks- und Ständemehr 1848–2005 
Das Auseinanderfallen von Volks- und Ständemehr ist selten und seit 1848 nur 
elf Mal vorgekommen. In drei Fällen hatten die Kantone eine Vorlage ange-
nommen (1910, 1957, 2002), in den übrigen acht Fällen lag die umgekehrte Si-
tuation vor. Die letzteren Fälle sind politisch heikler, denn sie rühren jedes Mal 
an die Legitimation der Standesstimmen, die sich der Gesamt-Volksstimme ent-
gegenstellt. Da es in allen acht Fällen um eine Erweiterung der Bundeskompe-
tenzen ging, erscheint das Erfordernis der zustimmenden Standesstimmen als 
eine Sperre gegen den Zentralismus (vgl. AUBERT, Petit Comm. ad Art. 142, 
Rz. 6).  
Volk Kantone 
Datum Gegenstand Typus 
% Ja Ja Nein 
14.01.1866 Mass und Gewicht Obl. Ref. 50,4 8 + 3/2 11 + 3/2 
23.10.1910 Proporzwahl des NR Volksinitiative 47,5 10 + 4/2 9 + 2/2 
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Volk Kantone 
Datum Gegenstand Typus 
% Ja Ja Nein 
13.03.1955 Schutz der Mieter und Konsumenten Volksinitiative 50,2 6 + 
2/2 13 + 4/2 
03.03.1957 Zivilschutzartikel Obl. Ref. 48,1 12 + 4/2 7 + 2/2 
15.11.1970 Bundesfinanzordnung Obl. Ref. 55,4 8 + 2/2 11 + 4/2 
04.03.1973 Bildungsartikel Obl. Ref. 52,8 9 + 3/2 10 + 3/2 
02.03.1975 Konjunkturartikel Obl. Ref. 52,8 10 + 2/2 9 + 4/2 
27.02.1983 Energieartikel Obl. Ref. 50,9 11 9 + 6/2 
12.06.1994 Kulturförderungsarti-kel Obl. Ref. 51 10 + 
2/2 10 + 4/2 
12.06.1994 Erleichterte Einbürge-rung Obl. Ref. 52,8 9 + 
2/2 11 + 4/2 
24.11.2002 Asylrechtsmissbrauch Volksinitiative 49,9 10 + 5/2 10 + 1/2 
Quelle: <www.admin.ch/ch/d/pore/va/index.html> besucht am 7. Dezember 2006 
VII. Knappe Abstimmungsergebnisse 
Knappe Abstimmungsergebnisse sind nur theoretisch kein Problem. Sie kommen 
immer wieder vor (vgl. <www.admin.ch/ch/d/pore/pdf/vaek.pdf> besucht am 
7. Dezember 2006), so etwa 1920 beim Gesetz über die Arbeitsverhältnisse mit 
254 255 Ja- und 256 401 Nein-Stimmen (Differenz hier 2146 Stimmen) oder bei 
der Asylinitiative 2002 mit 1 119 342 Ja- und 1 123 550 Nein-Stimmen (Difffe-
renz hier 4 208 Stimmen). Im letzteren Fall ordnete die Bundeskanzlei in Ge-
meinden, die nicht nach Art. 84 Abs. 2 BPR genehmigte technische Zählmittel 
verwendeten, eine Nachzählung von Hand an. Das Ergebnis wurde dabei bestä-
tigt. Bei knappen Ergebnissen stellt sich die Frage, ob ein Rechtsanspruch auf 
Nachzählung besteht. Das BGer scheint einen solchen Anspruch immer mehr aus 
Art. 34 Abs. 2 zu anerkennen (vgl. BGE 131 I 453 f.; siehe im Einzelnen Komm. 
zu Art. 34, Rz. xxx). Jedenfalls ist in Art. 142 kein derartiger Anspruch enthal-
ten. 
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Der Rechtsweg für eine allfällige Nachzählung wegen Unregelmässigkeiten 
richtet sich nach dem BPR und dem BGG. Eine Unregelmässigkeit bei einer 
Bundesabstimmung kann innert dreier Tage nach Entdeckung des Beschwerde-
grundes bei der Kantonsregierung mittels Beschwerde angefochten werden 
(Art. 77 Abs. 1 Bst. b BPR). Ihr Beschwerdeentscheid kann an das BGer weiter-
gezogen werden (Art. 80 BPR, Art. 88 Abs. 1 Bst. b BGG), das endgültig ent-
scheidet. Das Abstimmungsergebnis kann vom BR erwahrt werden, sobald 
«feststeht, dass beim Bundesgericht keine Abstimmungsbeschwerden eingegan-
gen sind, oder sobald über diese entscheiden worden ist.» (Art. 15 Abs. 1 BPR). 
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